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Abr viations

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
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BAFU Bundesamt fur Umwelt

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

WBF Eidgendssisches Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung

DFF Département fédéral des finances

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

OFEV Office fédéral de I'environnement

CEATE-CN Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
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RAPPORT
DATE: 31.12.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

Chronique g n rale

Infrastructure et environnement

Protection de I'environnement
Politique de protection de I'environnement

Jahresr ckblick 2020: Umweltpolitik

Die Schweizer Umweltpolitik war im Jahr 2020 vor allem von drei Ubergeordneten
Themen bestimmt. Dies war zum einen die Qualit t des Trinkwassers, respektive deren
Beeintrachtigung durch  Pflanzenschutzmittel, zum anderen der Bereich
Kreislaufwirtschaft und schliesslich, wie schon im Vorjahr, allen voran die Klimapolitik.
Dennoch wurde 2020 in den Medien Corona-bedingt generell deutlich seltener lGber
die Umweltpolitik berichtet als noch im Vorjahr. Wahrend sich 2019 noch gut sechs
Prozent aller Zeitungsartikel mit dieser Thematik beschaftigt hatten, waren es 2020 nur
noch knapp drei Prozent, wobei mehr als die Hélfte der Presseartikel auf die
Klimapolitik entfielen.

Im Fridhjahr 2020 publizierte das BAFU eine erste landesweite Einschéatzung der
Belastung mit Abbauprodukten von Chlorothalonil (sogenannte Metaboliten) im
Grundwasser, was einige Medien interessiert aufnahmen. Die Studie bezog sich auf
Messungen aus den Jahren 2017 und 2018; gemass diesen Uberschritten mehrere
Metaboliten den Grenzwert von 0.1 Mikrogramm pro Liter im Grundwasser;
insbesondere drei Abbauprodukte verunreinigten das Grundwasser in diversen
landwirtschaftlich geprégten Regionen des Mittellandes grossflachig. Da sich das
Grundwasser nur langsam erneuere und die entsprechenden Metaboliten
ausgesprochen langlebig seien, ging das BAFU davon aus, dass diese Verunreinigungen
die Grundwasserqualitat noch wahrend einigen Jahren beeintrachtigen werden. In den
Medien mehr zu reden gab allerdings die sogenannte Trinkwasser-Initiative respektive
der Umgang des Parlaments damit. Die Initiative war zwar 2019 vom Nationalrat und
2020 vom Standerat der Stimmbevdlkerung ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung
empfohlen worden. Noch 2019 hatte die WAK-SR aber eine eigene parlamentarische
Initiative mit dem Titel «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden reduzieren» lanciert,
welcher die WAK-NR ebenfalls Folge gegeben hatte. Die standeratliche Kommission
machte von Anfang an klar, dass sie diese parlamentarische Initiative explizit nicht als
Gegenentwurf zur Trinkwasserinitiative und zur Pestizid-Initiative - der zweiten
anstehenden Volksinitiative zum Thema Gewésserschutz - versteht. Dennoch kam die
Kommission in ihrer Vorlage mit einigen Massnahmen den Anliegen der beiden
Volksinitiativen entgegen. Die im Aktionsplan «Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen
Reduktionsziele sollen gesetzlich verankert werden, damit die Verbindlichkeit in der
Umsetzung der Vorgaben erhoht wird: Bis 2027 sollen die mit Pflanzenschutzmitteln
verbundenen Risiken flur Oberflachengewasser, naturnahe Lebensrdume und als
Trinkwasser genutztes Grundwasser gegenlber dem Mittel aus den Jahren 2012 bis 2015
um 50 Prozent reduziert werden. Um sowohl Trinkwasser als auch Grundwasser
ausreichend zu  schatzen, sieht die Initiative zudem vor, dass bei
Grenzwertuberschreitungen die entsprechenden Zulassungen Uberpruft werden sollen;
auch will sie die Zustrémbereiche von Trinkwasserfassungen durch Anpassungen im
Landwirtschafts-, im Chemikalien- und im Gewasserschutzgesetz besser schutzen.

Der Bereich Kreislaufwirtschaft war im Jahr 2020 — eventuell aufgrund des Sitzgewinns
des Grinen Lagers (Stichwort Klimawahl) bei den nationalen Wahlen 2019 — wieder
vermehrt Anlass fur politische Vorstdsse. Das Thema war nach Ablehnung des indirekten
Gegenvorschlags zur Volksinitiative «Grine Wirtschaft» 2015 und nach der negativ
ausgefallenen Volksabstimmung 2016 etwas in den Hintergrund geraten. Im Berichtsjahr
Uberwies das Parlament mehrere Vorstdsse und gab einer parlamentarischen Initiative
Folge. Die Vorstosse widmeten sich unter anderem den Themen Abfallvermeidung und
Kreislaufwirtschaft (Po. 20.3062), der Wiederverwendung von Baumaterialien (Po.
20.3090 und Mo. 19.4296) und dem Littering (Mo. 19.4100). Die parlamentarische
Initiative der UREK-NR (Pa.lv. 20.433) will zudem die Umweltbelastung in den Bereichen
Verpackungen und Abfalle reduzieren. Sie blndelte damit verschiedene Anliegen aus
mehreren parlamentarischen Initiativen zum Thema, die aufgrund der neuen
Kommissionsinitiative zurlickgezogen wurden (Pa.lv. 19.445, Pa.lv. 19.446, Pa.lv. 19.447,
Pa.lv. 19.448, Pa.lv. 19.449, Pa.lv. 19.451 und Pa.lv. 19.509). Schliesslich legte auch die
Verwaltung im Jahr 2020 einen Bericht zum Stand der Arbeiten im Bereich Grlne
Wirtschaft vor, woraufhin der Bundesrat das UVEK beauftragte, in Zusammenarbeit mit
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dem WBF und dem EFD weitere Massnahmen zur Ressourcenschonung auszuarbeiten.

Im Umweltbereich bot schliesslich wie im Vorjahr allen voran die Klimapolitik Anlass zu
intensiven Debatten. Dabei stach im Berichtsjahr vor allem die Verabschiedung des
revidierten CO2-Gesetzes hervor. Dieses brachte in verschiedenen Bereichen
wesentliche Veranderungen mit sich, wie etwa einen CO2-Grenzwert bei Olheizungen,
einen teureren Benzinpreis oder die hart umkédmpfte CO2-Abgabe auf Flugtickets. Zu
dieser letzten Massnahme waren denn auch zwei Motionen und zwei Standesinitiativen
eingereicht worden (Mo. 19.3047; Mo. 17.3998; Kt.Iv. 19.305; Kt.lv. 19.304). Zu reden gab
2020 auch die sogenannte Klimajugend, welche auch im Berichtsjahr einige
Demonstrationen und Aktionen auf die Beine stellte. Anfang Januar kam es in der
Westschweiz zu einem Gerichtsprozess gegen die Gruppierung «Lausanne Action
Climat», deren Mitglieder 2018 in einer Credit Suisse-Filiale mittels einer spielerischen
Aktion auf die Klimaproblematik der Finanzbranche aufmerksam gemacht hatten. Weil
sich die Aktivistinnen und Aktivisten gegen die Strafen fur Hausfriedensbruch und die
Durchfihrung einer unbewilligten Kundgebung wehrten, kam es zum Prozess. Dabei
wurden sie erstinstanzlich freigesprochen. Schliesslich besetzte eine Gruppe junger
Aktivistinnen und Aktivisten in der Herbstsession 2020 wéhrend zweier Tage den
Bundesplatz, um auf ihre Anliegen aufmerksam zu machen; diese illegale Besetzung -
wéhrend Sessionen sind auf dem Bundesplatz keine politischen Aktionen erlaubt -
wurde von einer umfassenden Medienberichterstattung begleitet. Auf dem Gebiet der
internationalen Klimapolitik schloss die Schweiz schliesslich ein Abkommen mit Peru
ab, welches die Rahmenbedingungen fur die Kompensation von Schweizer CO2-
Emissionen Uber Projekte in Peru regelt. Es handelte sich dabei weltweit um das erste
solche Abkommen unter dem Pariser Klimaabkommen.

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Umweltpolitik
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